
Aktenzeichen:

111.1-Bé. 421.62.

Verkündet am

250 März 1965

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 11„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 250 März 1965, an der

mitgewirkt haben
4 ,

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dro S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g-
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialriehter G ü n t h e r und

Bundessozialriehter Dr„ N e u m a n n
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgeriehts Baden—Württemberg vom 120 Dezem—
ber 1961 insoweit aufgehoben, als darin unter Auf—
hebung des Bescheides der Beklagten vom 160 Oktober
1958 und des Widerspruehsbeseheides vom 22‚ Juli
1960die Berechtigung, nach Art° 2 @ 50 Abs„ 1 des
Angestelltenversichcrungs—Meuregelungsgesetzee frei—
willige Beiträge zur Angestelltenvexeicherung für die
Zeit vom 10 Januar 1924 bis zum 50 August 1951 nach—
zuentriehten, festgestellt wird; auch insoweit wird
die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Stutt—
gart vom 280 Januar 1960 zurückgewieseno

Im übrigen — wegen des Anspruchs auf Zulaseung der
€aehentrichtung von Pflichtbeiträgen nach 9 140 Abs„

Angestelltenversicherungsgesetzef — wird die Suche
an das Landessozialgerieht zurückverwiesena
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G r ü n d e :_p——--——__—_

We H22221H0), geboren 1886, entrichtete von

1902 bis 1915 insgesamt 101 Monatsbeiträge zur Arbeiterrenten—

versicherung und zur Angestelltenversicherung° Von 1920 bis

1945 betrieb er als selbständiger Gewürzkaufmann ein Majoran—
werk in Aschersleben° 1945 wurde er von der amerikanischen Be—

satzungsmacht interniert und in das Internieruhgslager Korn—

westheim verbracht° Dort wurde er Ende Mai 1948 entlasseno Vom

1° Juni 1948 ab war er als Betriebsleiter im Angestelltenver—

hältnis bei der Firma Gewürz—Müller in Stuttgart—Feuerbach be—

schäftigt und bis zum 51° Mai 1951 zur Allgemeinen Ortskranken—

kasse Stuttgart gemeldet° Beiträge zur Angestelltenversicherung

wurden nicht abgeführt; es wurde Versicherungsfreiheit nach

@ 1 Abs() 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) aF

angenommen, weil Ho bei Beginn des Beschäftigungsverhältnisses

bereits das 600 Lebensjahr vollendet hatte°

Ho beantragte am 11° Februar 1957 die Gewährung von Alters—

ruhegeldo Die Beklagte lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom

24° Juli 1957 ab, weil die Wartezeit nicht erfüllt sei; die

von 1902 bis Oktober 1915 entrichtcten 101 Monatsbeiträge

könnten für die Erfüllung der Wartezeit nicht angerechnet

werden, weil vom 10 Januar 1924 bis zum 300 November 1948 für

die Zeit nach dem 51° Dezember 1925 kein Beitrag entrichtet

worden sei()

Mit der Klage begehrte Ho, ihm eine Rente aus der Angestellten—

versicherung “unter Berücksichtigung von Beitragsnachentrich—

tungen" zu gewähren° Er machte geltend, er sei vom 1„ Juni 1948

bis zum 51° Mai 1951 versicherungspflichtig tätig gewesen,

es seien jedoch für diese Zeit irrtümlich keine Pflichtbciträge

zur Angestelltenversicherung entrichtet worden; die Beklagte

sei verpflichtet, die Nachentrichtung von Pflichtbeiträgcn für

die genannte Zeit zuzulassen sowie die Nachentrichtung frei—
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williger Beiträge für die Zeit vom 1, Januar 1924 bis zur

Vollendung seines 65, Lebensjahres nach Art, 2 @ 50 Abs, 1

des Angestelltenversicherungs—Weuregelungsgesetzes (AnVNG)

zu gestatten,

Die Beklagte lehnte am 16, Oktober 1958 die Zulassung der

Nachentrichtung von Beiträgen ab, weil H, keine ”versiche—

rungspflichtige" Beschäftigung ausgeübt habe, er habe bei

Aufnahme dieser Beschäftigung bereits das 600 Lebensjahr

vollendet gehabt und sei deshalb nach 9 1 Abs, 5 AVG aF nicht

mehr versicherungspflichtig gewesen,

Das Sozialgericht (SG) Stuttgart wies die Klage durch Urteil

vom 280 Januar 1960 ab: Ein Anspruch auf Rente sei nicht

begründet, da die Wartezeit von 180 Kalendermonaten nicht

erfüllt sei° Der Nachentrichtung von Beiträgen für die Zeit

vom 10 Juni 1948 bis zum 51„ Mai 1951 stehe entgegen, daß

H„ zu dieser Zeit nicht mehr versieherungspfliehtig gewesen

sei; aus diesem Grund sei auch die Nachentriehtung von BCl?
"

trägen nach Art° 2 9 50 Abs° 1 AnVNG nicht möglich°

H, legte Berufung ein, Auf Veranlassung des Landessozial—

gerichts (LSG) entschied die Beklagte noch über den Wider—

spruch gegen den Bescheid vom 150 August 1958; sie wies

den Widerspruch zurück und führte dazu aus, die Voraus—

setzungen der Befugnis zur Nachentriehtung von freiwilli—

gen Beiträgen nach Art° 2 % 50 AnVNG lägen nicht vor, da

die Beschäftigung, die der Kläger im Jahre 1948 aufgenommen

habe, nicht
versicherungepfliché■äii■■

aus diesem Grunde

könne auch die Nachentrichtung von Bfliehtbeiträgen für

die Zeit vom 10 Juni 1948 bis 310 Mai 1951 nach 5 140 Abs,

5 AVG nicht in Betracht kommen°

Das LSG entschied mit Urteil vom 120 Dezember 1961: "Auf

die Berufung des Klägers wird das Urteil des SG Stuttgart

vom 280 Januar 1960 aufgehoben, soweit die Klage gegen den

Verwaltungsakt der Beklagten vom 160 Oktober 1958 abge—
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_ 4 _

wiesen worden ist° Unter Aufhebung des Verwaltungsakts
der

Beklagten vom 160 Oktober 1958 in der Fassung des Widerspruchs—

beseheides vom 220 Juli 1960 wird festgestellt, daß der Kläger

berechtigt ist, freiwillige.Beiträge zur Angestelltenversiche—

rung für die Zeit vom 10 Januar 1924 bis zum 50 August 1951

.
nachzuentrichten° Im übrigen wird die Berufung zurückgewieseno"

Zur Begründung führte das LSG aus, das SG habe zutreffend

entschieden, daß der Rentenanspruch des H° unbegründet sei,

weil keine Versicherungszeit von 180 Kalendermonaten nachge—

wiesen sei° Dagegen seien die Voraussetzungen für die Nachent—

richtung von Beiträgen nach Art° 2 5 50 Abs° 1 AnVNG erfüllto

>
H° gehöre zu dem begünstigten Personenkreis, er habe auch

binnen zwei Jahren nach seiner Flucht (Ende Mai 1948) eine

"versicherungspflichtige Beschäftigung" im Sinne des Art, 2

© 50 Abs, 1 AnVNGaufgenommen, daran ändere nichts, daß der
Kläger — für seine Person — nach @ 1 Abs° 3 Satz 1 AVG aF nicht

>mehr versicherungspflichtig gewesen sei; seine Tätigkeit nach
' der Flucht sei jedenfalls eine "an sich oder ihrer Art nach"

versicherungspflichtige Beschäftigung gewesen, dem Begriff

"vereicherungspflichtige Beschäftigung" im Sinne des Art" 2

€} 50 Abso 1 AnVNGsei damit genügt, ‘

Das LSG ließ die Revision zu, Das Urteil des LSG wurde der

Beklagten am 3, Januar 1962 zugestellto Die Beklagte legte am

30° Januar 1962 Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG insoweit aufzuheben, als dem

Kläger H° die Nachentrichtung freiwilliger

Beiträge gestattet worden ist, und die Berufung

insoweit zurückzuweiseno

Sie begründete die Revision — nach Verlängerung der Revisions—

begründungsfrist — am 29„ März 19620 Sie rügte die Verletzung

des Art° 2 @ 50 Abs„ 1 AnVNC—°

H° beantragte,

die Revision zurückéuweiseno
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H° ist am 220 Mai 1962 verstorben, Der Rechtsstreit wird

von seiner Ehefrau Anna “ITT als Rechtsnachfolgerin nach

% 65 Abs° 2 AVG fortgesetzt,

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (5 162 Abs, 1 Nr° 1,
5 164 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)‚sie ist auch be—
gründet,

1.) Soweit das LSG den Rentenanspruch des H, (des Ehemannes

der Revisionsklägerin) als unbegründet angesehen und des—

halb die Berufung des Ho gegen das — die Klage abweisende —
Urteil des SG zurückgewiesen hat, ist das Urteil des LSG

nicht mit der Revision angefochten°

2°) Streitig ist noch, ob H„ nach Art„ 2 @ 50 Abs„ 1 AnVNG

(= Art, 2 5 52 Abs„ 1 ArVNG) berechtigt gewesen ist, frei—
willige Beiträge zur Angestelltenversicherung für die Zeit

vom 10 Januar 1924 bis zum 50 August 1951 nachzuentrichten,

um so die Voraussetzungen für einen Rentenanspruch (@ 25

Abs„ 4 AVG) nachträglich noch zu erfülleno Insoweit ist, da

Ho schon zu seinen Lebzeiten die Weigerung der Beklagten,

‘ihm die Nachentrichtung von Beiträgen zu gestatten, als

einen rechtswidrigen Verwaltungsakt angefochten hat, jetzt

auch die Ehefrau als Rechtsnachfolgerin befugt, das Klage—

begehren weiter zu verfolgen° Dieses Begehren ist berech—

tigt, wenn die Beschäftigung, die BG am 10 Juni 1948 aufge—

nommen hat, eine versicherungepflichtigc Beschäftigung oder

Tätigkeit im Sinne des Art„ 2 9 50 Abs() 1 AnVNG gewesen ist,

obwohl Beiträge zur Renténversichcrung für sie nicht ent—

richtet werden sindo Die Beschäftigung des H„ die bis zum

31, Mai 1951 gedauert hat, ist nicht nur "an sich" oder

"ihrer Art nach" versicherungspflichtig gewesen„ H„ ist zwar

zu Beginn der Beschäftigung schon 60 Jahre alt gewesen; die

Vorschrift des $ 1 Abs, 3 AVG aF, nach der Versicherungs—

pflicht nur für die Personen bestanden hat, "die beim Ein—

tritt in die versicherungspflichtige Beschäftigung das Alter

- 6 _
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von 60 Jahren noch nicht vollendet haben", ist jedoch durch
die 1° Vereinfachungsverordnung vom 170 März 1945 (BGBl I 41)
aufgehoben worden; die 1° Vereinfachungsverordnung hat spätes—

tens seit dem 70 September 1949 im gesamten Bundesgebiet ge—

gelten (BSG5, 161; 10, 156; 15, 65); die Tätigkeit des H,
ist daher spätestens von diesem Zeitpunkt an versicherunge-

pflichtig gewesen; nach den Feststellungen des LSG ist auch

in diesem Zeitpunkt die "Aufnahmefrist" des Art° 2 5 50 AnVNG

‚von zwei Jahren noch nicht abgelaufen gewesen° Der Senat hat

bereits in seinem Urteil vom 230 Juni 1964 (SozR Nr° 3 zu Art°

2 @ 52 ArYKd) dargelegt, daß für das in Art, 2 5 50 Abs, 1
AnVNG eingeräumte Recht der Beitragsnachentrichtung und Weiter—

versicherung die Aufnahme einer nur an sich oder ihrer Art

nach versicherungspflichtigcn Beschäftigung oder Tätigkeit

nicht ausreicht, daß vielmehr diese Beschäftigung oder Tätig—

keit im konkreten Falle, d„h„ bezogen auf die Person, die

sie ausübt, versicherungspflichtig sein muß; er hat hierbei

allerdings die Frage, ob für die im konkreten Falle versiche—

müssen, noch nicht erörtert; diese Frage ist zu bejahen„ Zwar

ist in Art° 2 5 50 Abso 1 AnVNG nicht ausdrücklich auf die

Notwendigkeit der Beitragsentrichtung hingewiesen, wohl aber

ist dem Sinn und Zweck der Vorschrift zu entnehmen, daß hier

eine mit Beiträgen belegte versicherungspflichtige Beschäfti—

gung verlangt wird° Diese Auffassung entspricht auch den Er—

wägungen, von denen der Senat bei der Auslegung des Begriffs

"rentenversicherungspflichtige Tätigkeit" im Sinne des 5 25

Abs° 3 AVG (@ 1248 Abs° 3 der Reichsversicherungsordnung — RVOeÖ

in seinem Urteil vom 230 Juni 1964 (Sozh Nr° 24 zu % 1248nKüeur—

gegangen ist; damals hat er ausgeführt, daß schon das System

der gesetzlichen Rentenversicherung es nahelege, anzunehmen,

daß dort,
wo die Entstehung von Rechten oder die Gewährung von

Vergünstigungen an eine "rentenversicherungspfliehtige oder

eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit“ ge—

knüpft ist, in der Regel zugleich auch die Entrichtung von

_7_
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_ 7 -

Beiträgen für diese Beschäftigung oder Tätigkeit gefordert

ist„ Dies gilt zB für den Begriff "rentenversieherungs—

pflichtige Beschäftigung" im Sinne des 5 25 Abso 5 Satz 1

AVG (@ 1248 Abs„ 5 Satz 1 EVO), soweit als Anspruchsvoraus-

setzung für das vorzeitige Altersruhegeld normiert ist,

daß in den letzten 20 Jahren überwiegend eine “rentenver—

sicherungspflichtige Beschäftigung" ausgeübt sein muß

(Urteile des BSG vom 50501964 und 25„6„1964, SozR Nro 20,

24 und 27 zu 9 1248 RVO)O Ebenso ist unter Aufnahme einer
”rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung" im Sinne

.
des 5 28 Abs° 2 AVG (@ 1251 Abso 2 EVO) — als Voraussetzung
für die Anrechnung gewisser beitragsloser Zeiten als

Ersatzzeiten — nur eine solche rentenversicherungspflichtige

Beschäftigung zu verstehen, für die Beiträge entrichtet

worden sind oder als entrichtet gelten (Urteil des BSG vom

18„2„1964, SozR Nr° 6 zu @ 1251 RVG)° Die Vorschrift des
Art„ 2 5 50 AnVNG ermöglicht es ausnahmsweise, Beiträge

für die Vergangenheit nachzuentriehten, und zwar abweichend

von der Regelung des @ 140 AVG bis zum 10 Januar 1924, also

für mehrere Jahrzehnte zurück, Wenn das Gesetz diese Möglich—

keit von der Aufnahme einer "versieherungspflichtigen Be—

schäftigung" abhängig macht, so ist auch hier nach dem

Sinn und Zweck der Vorschrift nur eine mit "Beiträgen be—

legte" versicherungspflichtige Beschäftigung gemeintp Mit

der Vorschrift des Art° 2 5 50 AnVNG will das Gesetz (vglo

auch BSG 15, 205, 204; Urteil des BSG vom'2506„1964 aaO)

früher selbständig erwerbstätigen Vertriebenen, Sowjet-

zonenflüchtlingen und Evakuierten einen Ausgleich für den

Verlust gewähren, den sie in aller Regel durch den Wegfall

der auf Grund ihrer selbständigen Erwerbstätigkeit erlang—

ten wirtschaftlichen Sicherungen erlittcn haben; dieser

Ausgleich soll sich im Rahmen der gesetzlichen Rentenver—

sicherung vollziehen; da die gesetzliche. Bentenversiche—

rung jedoch in erster Linie dem Sieherungsbedürfnis der

in abhängiger Arbeit stehenden Personen dient, begrenzt
die Vorschrift den Kreis der Berechtigten auf die Personen,
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die innerhalb der Zweijahresfrist eine versicherungspflichtige

BeSchäftigung oder Tätigkeit aufgenommen haben oder aufnehmen;

wenn die früher Selbständigen bis zum Ende dieser Frist eine

Verbindung zur Rentenversicherung geschaffen haben, dann

sollen sie diese auch in die Vergangenheit — durch Beitrags—

nachentrichtung — oder in die Zukunft — durch Weiterversichc—

rung — so erweitern können, daß ein ausreichender Versiche—

rungsschutz durch die gesetzliche Rentenversicherung zustande

kommt, Die Verbindung mit der gesetzlichen Rentenversicherung,
welche die "Erweiterung" des Versicherungsschutzes recht—

fertigt, liegt aber nicht schon dann vor, wenn eine Beschäfti—

gung ausgeübt wird, die zwar die Voraussetzungen der Versiche—

rungspflicht erfüllt, für die aber keine Beiträge entrichtet

werden; erst mit der Beitragsleistung wird der versicherunge—

pflichtige Begünstigte dem Kreis der versicherungsschutz—

berechtigten Arbeitnehmer zugeordnet° Die Möglichkeit, Bei:

träge nachzuentrichten und sich weiterzuversichern, ist durch
Arte 2 © 50 Abs, 1 AnVNG nur fur die Personen geschaffen,

die auf Grund einer versicherungspflichtigen Beschäftigung

Pflichtbeiträge geleistet haben (so auch Hanow/Lehmann/Bogs,

RVG, 4, Buch, Rentenversicherung der Arbeiter, 50 Aufl° 1964,

zu 5 1253 RVO Nr° 22; Koch/Hartmann/v„Altrock/Fürst, Das _

AVG, zu ä‘10 AVG D III 1 c — S V 139 —)0 Ebenso wie es dem

— gerade durch die Rentenreformgesetzgebung von 1957 wieder—

belebten — Versicherungsprinzip widerspricht, mit bloßen

Beschäftigungszeiten (ohne Beiträge) die Berücksichtigung

anderer nicht durch Beiträge belegter Zeiten als Versicherungs—

zeiten zu rechtfertigen (@ 28 Abs, 2 AVG, @ 1251 Abs° 2 BVG;

Urteil des BSG vom 18°2„1964, SozR Nr, 6 zu 5 1251 RVG), so

kann auch eine Beschäftigung ohne Beitragsleistung nicht

geeignet sein, die Nachentrichtung (anderer) Beiträge nach

Art° 2 @ 50 Abs° 1 AnVNG zu ermöglicheno

Liegt keine mit Pflichtbeiträgen “belegte" versicherungspflich—

tige Beschäftigung vor, so hat die Verbindung mit der gesetz—

lichen Rentenversicherung, die die Befugnis zur Beitragsnach—

..9_
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entrichtung nach Art° 2 5 50 Abs„ 1 AnVNG begründet, nicht

bestandeno

Die Beschäftigung, die H() als früher Selbständiger inner—

halb von zwei Jahren nach seiner Flucht aufgenommen hat,

ist danach keine "versicherungspfliehtige Beschäftigung"

im Sinne des Art, 2 5 50 AnVNG gewesen, weil es an der

Beitragsleistung gefehlt hate Ho hat deshalb die Befug-

nis zur Nachentrichtung von Beiträgen nach dieser Ver—'

schrift nicht gehabt; daran ändert nichts, wenn — ohne

Verschulden des Ho — irrtümlich keine Beiträge entrich—

tet worden sind (vgl„ auch Urteil des BSG vom 5„3„1964,

Sozh Nr„ 20 zu 5 1248 EVO)° Da somit die Voraussetzungen

des Art„ 2 5 50 Abs° 1 AnVNG nicht vorliegen, hat das LSG

zu Unrecht festgestellt, daß Ho nach dieser Vorschrift be—

rechtigt gewesen ist, freiwillige Beiträge für die Zeit

vom 10 Januar 1924 bis zum 5° August 1951 nachzuentrichteno

Das Urteil des LSG ist insoweit aufzuheben und die Beru—

fung des Ho auch insoweit zurückzuweisen°

3„) Damit ist der Streitgegenstand jedoch nicht erschöpito

Ho hat mit der Klage auch geltend gemacht, für seine im

Jahre 1948 "aufgenommene" Beschäftigung seien irrtümlich

keine Pflichtbeiträge entrichtet werden, weil die Rechts—

wirksamkeit der 1° Vereinfachungsvcrordnung vom 17„ März

1948 und damit die Frage der Versicherungspflicht verkannt

werden sei; nach @ 140 Abso 3 AVG habe die Beklagte die

Nachentrichtung dieser Beiträge könne er die Voraussetzun—

gen für die — weitere — Nachentrichtungsbefugnis nach Art„

2 $ 50 Abs; 1 AnVNG nachträglich erfüllen° Über dieses Be—

gehren auf Zulassung der Nachentrichtung nach 9 140 Abs„ 3

AVG hat die Beklagte auch bereits durch Bescheid und Wider—

spruchsbeseheid vom 220 Juli 1960 — ablehnend — entschiedeno

H° hat auch insoweit die Aufhebung des Widerspruchsbeschei—

des beantragt; sein Begehren ist dahin zu verstehen, daß

..'|O-
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hilfsweise, doh° für den Fall, daß die Beitragsnachentriehtuhg

nach Arte 2 5 50 Abs„ 1 AnVNG nicht möglich ist, weil keine
Pflichtbeiträge entrichtet werden sind, beantragt wird, die

Beklagte zu verpflichten, die Naehentriehtung dieser Beiträge

nach 5 140 Abso 3 AVG zuzulasseno Das LSG hat über diesen
Hilfsantrag von seinem Standpunkt aus zu Recht nicht entschie—

den, weil es bereits dem "Hauptantrag", dem Begehren auf Bei—

tragsnaehentriehtung nach Arto 2 9 50 Abs° 1 AnVNG entsprochen

hato Da das Urteil des LSG jedoeh insoweit aufzuheben ist, ist

jetzt noch zu entscheiden, ob der Bescheid der Beklagten auch

insoweit rechtmäßig ist, als die Beitragsnachentriehtung nach

5 140 Abs, 3 AVG abgelehnt werden isto

Das Bundessozialgerieht kann insoweit nicht selbst entscheiden,

weil die reehtserheblichen Tatsachen, von denen die Beurteilung

der Voraussetzungen des 5 140 Abs° 3 AVG abhängt, noch nicht

festgestellt werden sind() Die Sache ist daher insoweit an das

LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halten°
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